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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über den Ablauf der durch Kriegs- oder 
Nachkriegsvorschriften gehemmten Fristen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Die bürgerlich - rechtlichen Ansprüche, deren 
Verjährung durch deutsche Kriegs- oder Nachkriegs- 
vorschriften gehemmt war und beim Inkrafttreten 
dieses Gesetzes noch nicht vollendet ist, verjähren, 
soweit dieses Gesetz nicht ein anderes bestimmt, be- 
reits in dem Zeitpunkt, in dem die Verjährung ohne 
diese Hemmung vollendet sein würde, jedoch nicht 
vor dem Ende des Jahres 1950. 

(2) Wäre die Verjährung ohne Hemmung durch 
die bezeichneten Vorschriften vor dem Ende des 
Jahres 1950 vollendet, so wird der Zeitraum, wäh- 
rend dessen die Verjährung in der späteren Zeit bis 
zum Ende des Jahres 1950 durch andere Vorschriften 
gehemmt war, in die bis zum Ende dieses Jahres er- 
streckte Verjährungsfrist nicht eingerechnet. 

§ 2 

(1) Hält der Berechtigte oder der Verpflichtete sich 
infolge von Kriegsereignissen oder -Zuständen un- 
freiwillig außerhalb des Gebietes auf, in dem eine 
deutsche Gerichtsbarkeit ausgeübt wird, so wird die 
Verjährung von bürgerlich-rechtlichen Ansprüchen 
nicht vor dem Ende des Kalenderjahres vollendet, 
vor dessen Beginn er in dieses Gebiet zurückkehrt 
oder zurückkehren kann oder verstirbt. 

(2) Ist der Berechtigte oder der Verpflichtete im 
Zusammenhang mit Kriegsereignissen oder -Zu- 
ständen verschollen, so wird die Verjährung von 
-bürgerlich-rechtlichen Ansprüchen nicht vor dem 
Ende des Kalenderjahres vollendet, das auf den Ein- 
tritt der Rechtskraft der Todeserklärung folgt. Der 
Todeserklärung steht die gerichtliche Feststellung des 
Todes gleich. 

(3) Ein Anspruch, dessen Verjährungsfrist nicht 
mehr als sechs Monate beträgt, verjährt statt am Ende 
des Kalenderjahres bereits am Ende des Kalender- 
halbjahres, das auf das in Absatz 1 oder in Absatz 2 
bezeichnete Ereignis folgt. 
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S 3 

(1) Für Zahlungsansprüche aus dem zwisdien- 
staatlichen Geld- oder Kapitalverkehr gilt § 1 mit der 
Maßgabe, daß an die Stelle des Endes des Jahres 1950 
das Ende des Kalenderjahres tritt, vor dessen Be- 
ginn das Erfordernis einer devisenreditlichen Sonder- 
genehmigung zur Erfüllung des Anspruchs wegfällt. 
Diese Bestimmung ist auch anzuwenden, wenn die 
Verjährung nach den bisher geltenden Vorsdiriften 
bereits eingetreten ist, aber vor dem 9. Mai 1945 
noch nicht vollendet war. 

(2) Das gleiche gilt für Ansprüdie auf Zahlung 
in nichtdeutscher Währung, die ein Gläubiger durch 
Weitergabe der ihm im zwisdienstaatlidien Geld- 
oder Kapitalverkehr zugeflossenen Mittel im Inland 
erworben hat. 


§ 4 

(1) Die Vorschriften der §§ 1, 2 über die Voll- 
endung der Verjährung von Ansprüchen gelten ent- 
sprechend für den Ablauf von 

1. Fristen, die für die Beschreitung des ordentlichen 
Rechtsweges oder die sonstige Geltendmachung 
von Rechten im Verfahren vor den ordentlichen 
Gerichten gesetzlich oder rechtsgeschäftlich be- 
stimmt sind, mit Ausnahme der Fristen, die in den 
§§ 152, 153 der Konkursordnung vorgesehen 
sind, 

2. anderen Fristen auf dem Gebiete des bürgerlichen 
Redits und der bürgerlichen Rechtspflege, auf die 
§ 203 des Bürgerlichen Gesetzbuches ganz oder 
teilweise entsprechend anzuwenden ist, 

3. Fristen, innerhalb deren Zins-, Renten- und Ge- 
winnanteilscheine auf den Inhaber dem Aussteller 
zur Einlösung vorzulegen sind. 

§ 2 ist jedoch nicht entsprechend anzuwenden auf 
den Ablauf von Ausschlußfristen, innerhalb deren 
ein Versicherungsnehmer seinen Anspruch auf die 
Leistungen des Versicherers gerichtlich geltend zu 
machen hat. 

(2) Die in Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 bezeichneten Vor- 
legungsfristen laufen, soweit zur Einlösung der 
Scheine eine devisenrechtliche Sondergenehmigung 
erforderlich ist, erst am Ende des Kalenderjahres ab, 
vor dessen Beginn das Erfordernis der Sondergeneh- 
migung wegfällt. 


§ 5 

Beim Inkrafttreten dieses Gesetzes treten außer 
Kraft: 

f* §S 30, 31 der Vertragshilfeverordnung vom 
30. November 1939 (Reidisgesetzbl. I S. 2329) in 
der Fassung vom 3. November 1941 (Reidis- 
gesetzbl. I S. 684), 
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2. §§ 1 bis 3, § 5 der Verordnung des Präsidenten 
des Zentral- Justizamts für die Britisdie Zone über 
die Beendigung der Hemmung von Verjährungs- 
und ähnlichen Fristen auf dem Gebiete des bür- 
gerlichen Rechts und der bürgerlichen Rechts- 
pflege vom 13. Januar 1949 (VOBl. B. Z. S. 19) 
in der Fassung des Artikels 1 der Verordnung 
vom 24. August 1949 (VOBl. B. Z. S. 367). 
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Begründung 


1. Das Recht, von einem andern ein Tun oder ein Unterlassen zu 
verlangen, unterliegt nach den Vorschriften des Bürgerlichen Rechts 
der Verjährung. Die Verjährung tritt innerhalb gesetzlich fest- 
gelegter Fristen ein, und zwar soweit das Gesetz nicht kürzere 
Fristen bestimmt, innerhalb 30 Jahren. Der Lauf dieser Fristen 
wird nadi den allgemeinen gesetzlichen Vorschriften in gewissen 
Fällen rait der Wirkung gehemmt, daß der Zeitraum, während- 
dessen die Verjährung gehemmt ist, in die Verjährungsfrist nicht 
eingerechnet wird. Die Störung der wirtschaftlichen Verhältnisse 
und der Tätigkeit der Gerichte durch die Umstände der Kriegs- 
und Nachkriegszeit hat den Erlaß von Sondervorschriften ver- 
anlaßt, durch welche die Verjährung von Ansprüchen und der Lauf 
von rechtlich bedeutsamen Fristen in weiteren, bisher gesetzlich 
nicht vorgesehenen Fällen gehemmt wurde. Ein Teil der Sonder- 
vorschriften galt ohne Rücksicht auf die Person der Beteiligten 
allgemein, andere Sondervorschriften galten nur, wenn Ange- 
hörige bestimmter Personengruppen beteiligt waren. 

Die Verjährung von Ansprüchen war durch folgende Kriegs- 
vorschriften des Reichsrechts allgemein gehemmt; 

a) Durch Artikel 8 der Verordnung vom 1. September 1939 
(Reichsgesetzbl. I S. 1656) war die Ffemmungen aller Fristen 
angeordnet. Die Fiemmung endete am 2. Dezember 1939 mit 
Inkrafttreten des § 32 der Vertragshilfeverordnung. Die Idem- 
mung galt nicht für Fristen, die ohne diese Fiemmung am 
31. Dezember 1941 oder später ablaufen würden. 

b) Nach der Verordnung über Verjährungsfristen vom 9. De- 
zember 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 668) trat die Verjährung der 
in §§ 196, 197 BGB bezeichneten Ansprüche ab 15. Dezember 
1943 nicht vor dem Ende des Jahres 1944 ein. 

c) Durch § 32 der Zweiten Kriegsmaßnahmenverordnung vom 
27. September 1944 (Reichsgesetzbl. I S. 229) waren sämtliche 
Verjährungsfristen und durch § 33 der Verordnung bestimmte 
andere Fristen ab 15. Oktober 1944 bis zum Ende des Jahres 
1945 gehemmt. 

Anschließend an diese Fiemmung der Verjährung war in der 
Zeit seit Ende 1945 die Verjährung allgemein gehemmt in den 
Ländern der französischen Zone bis zum 31. Dezember 1947, und 
zwar 

in Baden durch die Landesverordnung vom 7. März 1947 
(Amtsblatt S. 43), 

in Württemberg-Fiohenzollern durch die Rechtsanordnung 
vom 3. Februar 1947 (Amtsblatt S. 513), 
in Rheinland-Pfalz durch die Rechts anordnung des Ober- 
regierungspräsidiums Fiessen-Pfalz vom 31. August 1946 
(Amtliche Mitteilungen S. 524), die Landesverordnung vom 
18. Dezember 1946 (Amtsblatt S. 261) und vom 25. Februar 
1947 (Verordnungsblatt S. 37), 

in den Ländern der amerikanischen Zone bis zum 31. Dezember 
1948, und zwar 

in Bayern durch die Gesetze vom 18. August 1946 (GVBl. 
S. 213), 17. Januar 1947 (GVBl. S. 16) und 29. Januar 1948 
(GVBl. S. 5), 
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in Hessen durdi Verordnung vom 17. Januar 1946 (GVBl. 
S. 55) und die Gesetze vom 20. März 1947 (GVBl. S. 24) und 
5. Februar 1948 (GVBL S. 19), 

in Württemberg-Baden durch die Gesetze vom 16. Mai 1946 
(Reg.Bl. S, 209), 23. April 1947 (Reg.Bl. S. 38) und 5. Fe- 
bruar 1948 (Reg.Bl. S, 19), 

in Bremen durch die Verordnung vom 16. Dezember 1946 
(GBl. S. 123) und das Gesetz vom 27. Januar 1948 (GB1.S.9), 
in den Ländern der britischen Zone bis zum 31. Dezember 1948, 
und zwar 

durch die Verordnungen des Präsidenten des Zentral- Justiz- 
amtes für die britische Zone vom 16. Dezember 1946 
(VOBl. B. Z. 1947 S. 9) und 17. Dezember 1947 (VOBl. 
B. Z. S. 174). 

In den Ländern der französischen und amerikanischen Zone sind 
weitere Vorschriften über die Hemmung der Verjährung nicht er- 
lassen worden. Für die Länder der britischen Zone ist dagegen 
durch die §§ 1, 2 der Verordnung des Präsidenten des Zentral- 
justizamts vom 13. Januar 1949 (VOBl. B. Z. S. 19) in der Fassung 
vom 24. August 1949 (VOBl. B. Z. S. 367) folgendes bestimmt 
worden : 

„Die in den Jahren 1939 bis 1948 angeordnete Hemmung 
der Verjährung und sonstiger Fristen auf dem Gebiete des 
bürgerlichen Rechts und der bürgerlichen Rechtspflege gilt als 
nicht erfolgt. 

Ansprüche, die nach den bisher geltenden Vorsdariften bei 
Inkrafttreten dieser Verordnung noch nicht verjährt waren, 
verjähren, falls die Verjährungsfrist bis zu zwei Jahren be- 
trägt, nicht vor dem 1. Juli 1949, falls sie über zwei Jahre 
bis zu zehn Jahren beträgt, nicht vor dem 1. Januar 1951, 
falls sie über zehn Jahre beträgt, nicht vor dem 1. Januar 
1952." 

Durch § 30 der Vertragshilfeverordnung vom 30. November 
1939 (Reichsgesetzbl. I S. 2329) in def Fassung vom 3. November 
1941 (Reichsgesetzbl. I S. 684) wurde die Verjährung für und 
gegen gewisse Personengruppen gehemmt, ins- 
besondere für und gegen Wehrmacht-Angehörige, Kriegsgefangene 
und Personen, die infolge der Auswirkungen des Krieges gezwun- 
gen worden waren, ihren regelmäßigen Aufenthaltsort zu ver- 
lassen, Diese Vorschrift, die seit Inkrafttreten des § 34 der Zweiten 
Kriegsmaßnahmenverordnung (15. Oktober 1944) nicht mehr an- 
zuwenden war, ist nach Beendigung der allgemeinen Hemmung 
der Verjährung in allen drei Zonen des Bundesgebietes wieder 
anzuwenden, in der britiscJien Zone mit einer in § 5 der Verordnung 
vom 13. Januar 1949 bestimmten Einschränkung. 

2. Die Gesamtheit der bezeichneten Vorschriften ist sdiwer zu über- 
blicken. Auch gibt die Fassung der Vorschriften vielfadi Anlaß zu 
Zweifeln, ob auch die Verjährung von Ansprüchen, die nadi dem 
31. Dezember 1945 entstanden sind, gehemmt wird. Zu diesen 
rechtlichen treten tatsächliche Schwierigkeiten. Bei Ansprüchen, 
deren Verjährung in der Kriegszeit begonnen hat, ist in vielen Fäl- 
len die Feststellung erforderlich, ob und wann vor Beginn der all- 
gemeinen Hemmung der Verjährung eine Hemmung aus Gründen, 
die in der Person des Gläubigers oder Schuldners liegen, eingetreten 
und wann sie beendet gewesen ist. Diese Feststellung ist jetzt nach 
Ablauf vieler Jahre oft nicht mehr mit Sicherheit zu treffen. 
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Die aus diesen Tatsachen folgende Rechtsunsicherheit wird da- 
durch vermehrt, daß die Vorsdiriften der Nachkriegszeit nicht nur 
in den verschiedenen Zonen, sondern innerhalb der französischen 
und der amerikanischen Zone auch in den einzelnen Landern Ihrem 
rechtlichen Inhalt und ihrer zeitlichen Geltung nach voneinander 
abweichen. In der Mehrzahl der Länder war eine Hemmung im 
Sinne des § 205 des Bürgerlichen Gesetzbuches angeordnet, so daß 
der Zeitraum, während dessen* die Verjährung gehemmt war, in 
die Verjährungsfrist nicht einzurechnen war. In manchen Ländern, 
z. B. in Hessen und in Rheinland-Pfalz, war dagegen lediglich die 
Vollendung der Verjährung gehemmt, so daß der Ablauf einer 
früher endenden Verjährungsfrist bis zum Ende der Hemmung hin- 
ausgeschoben wurde (sogenannte Ablaufshemmung), Wie ver- 
schieden sich die unterschiedliche Gesetzgebung in gleichliegenden 
Fällen aus wirkt, ergeben die in der Beilage zusammengestellten 
Beispiele. 

Diese Rechtsunterschiede führen häufig zu rechtlichen Zweifeln, 
wenn der Wohnsitz des Gläubigers und der Wohnsitz des Schuld- 
ners im Gebiet verschiedener deutscher Länder liegen. Die Schwie- 
rigkeiten werden vermehrt, wenn der Wohnsitz nach Entstehung 
des Anspruchs oder seit Beginn des Laufes der Verjährungsfrist in 
ein anderes Land des Bundesgebietes verlegt worden ist. Denn über 
die Frage, nach welchen Rechtsvorschriften sich in solchen Fällen 
die Verjährung richtet, bestehen vielfach verschiedene Auf- 
fassungen. 

Daher ist von vielen Seiten angeregt worden, daß für alle Län- 
der des Bundesgebietes gleichartig geregelt wird, in welchem Zeit- 
punkt die Ansprüche verjähren, deren Verjährung durch Kriegs- 
oder Nachkriegsvorschriften gehemmt war oder noch gehemmt ist. 

Ein weiterer Anlaß zu Änderungen der Verjährungsvorschriften 
ist durch die von mehreren Seiten vertretenen Wünsche gegeben, 
die Verjährung von Ansprüchen gewisser Gläubigerkreise erneut 
zu hemmen. 

3. Die Regelung des Ablaufs der anderen Fristen, die durch Kriegs- 
oder Nachkriegs Vorschriften gehemmt waren, weist noch größere 
Unterschiede auf als die Regelung der Verjährung. Die Verordnung 
über Verjährungsfristen vom 9. Dezember 1943 galt nicht für 
andere Fristen als Verjährungsfristen. Durch § 33 der Zweiten 
Kriegsmaßnahmenverordnung sind dann aber folgende Arten von 
Fristen bis zum Ende des Jahres 1945 gehemmt worden: 

1. Fristen, die für die Beschreitung des Rechtsweges oder die son- 
stige Geltendmachung von Rechten im gerichtlichen Verfahren 
gesetzlich oder rechtsgeschäftlich bestimmt sind, mit Ausnahme 
der Fristen, die die §§ 152, 153 der Reichskonkursordnung vor- 
sehen, 

2. alle sonstigen Fristen, auf die § 203 des Bürgerlichen Gesetz- 
buches ganz oder teilweise entsprechend anzuwenden ist, 

3. Fristen, innerhalb deren Zins-, Renten- und Gewinnanteil- 
scheine auf den Inhaber dem Aussteller zur Einlösung vorzu- 
legen sind. 

Diese Hemmung ist durch die meisten der oben bezeichneten 
Vorschriften in gleicher Welse wie die Hemmung der Verjährung 
verlängert worden. Indessen haben einzelne Länder die für die 
Hemmung der Verjährung geltenden Vorschriften nur auf be- 
stimmte Gruppen dieser Fristen (z. B. Hessen) oder gar nicht auf 
diese Fristen (z. B. Rheinland-Pfalz) erstreckt. Die Rechtsunter- 
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schiede und die dadurdi hervorgerufene Rechtsunsicherheit sind also 
bei dem Fristablauf noch größer als bei der Verjährung. 

4. Bei dieser Rechtslage ist es geboten, die Gesetzgebung über den 
Ablauf der durch Kriegs- oder Nachkriegs Vorschriften gehemmten 
Fristen nochmals zu ändern. Für die Verjährung und den Ablauf 
von Fristen müssen im Bundesgebiet wieder einheitliche Vorschrif- 
ten geschaffen werden. Diese müssen so einfach gehalten sein, wie 
es bei der Vielzahl der auftretenden Fragen möglich ist. Diesen 
Zwecken dient der vorliegende Entwurf. 

Das neue Gesetz soll die Vollendung der Verjährung nur für 
bürgerlichrechtliche Ansprüche und den sonstigen Fristablauf nur 
für Fristen auf dem Gebiete des bürgerlichen Rechts und der bür- 
gerlichen Rechtspflege regeln. Für die Regelung des Fristablaufs bei 
Rechtsverhältnissen des Öffentlichen Rechts besteht ein gleiches Be- 
dürfnis nach Rechtseinheit nicht. Hinzu kommt, daß dieses Rechts- 
gebiet nur zu einem Teil Gegenstand der Bundesgesetzgebung sein 
könnte und daß es in gewissen Fällen aus besonderen Gründen nicht 
angebracht erscheint, die Fristenhemmungen schon jetzt zu beseiti- 
gen. Der geltende Rechtszustand hinsichtlich der Fristen auf dem 
Gebiete des öffentlichen Rechts soll daher durch das neue Gesetz 
nicht geändert werden. 

Soweit eine Fristenhemmung durch Vorschriften der Besatzungs- 
mächte (z. B. Artikel 10 des Gesetzes Nr. 13 der Alliierten Hohen 
Kommission — Amtsblatt 1949 S. 54 — ) angeordnet ist, ist der 
deutschen Gesetzgebung ein Eingriff versagt. Diese Vorschriften 
bleiben daher durch die Neuregelung unberührt. 

Bei Schaffung der neuen Vorschriften muß grundsätzlich ver- 
mieden werden, in die Rechtslage einzugreifen, die durch eine in- 
zwischen vollendete Verjährung oder durch den inzwischen einge- 
tretenen Ablauf einer Frist entstanden ist. Denn in vielen Fällen 
werden Beteiligte nach Vollendung der Verjährung oder nach Ab- 
lauf der Frist urkundliche Belege vernichtet oder sonstige Ver- 
fügungen getroffen haben, die ihnen die Wahrnehmung ihrer 
Rechte erschweren oder unmöglich machen, falls die eingetretenen 
Rechtswirkungen durch gesetzgeberische Maßnahmen wieder auf- 
gehoben würden. Die Rechtsänderung darf daher nur die Fälle 
erfassen, in denen die Verjährung noch nicht vollendet ist, die 
Fristen noch nicht abgelaufen sind. 

Daraus folgt, daß die Neuregelung die Prüfung nicht entbehrlich 
machen kann, o b die Hemmung von Fristen, die wegen ihrer 
geringen Länge schon abgelaufen sein könnten, genügend lange be- 
standen hat, um den Ablauf der Frist zu verhindern. Wohl aber 
kann die Neuregelung die Frage, wann die Fristen nach den 
bisher geltenden Kriegs- und Nachkriegs Vorschriften ablaufen 
würden, für die meisten Fälle bedeutungslos machen. 

Der Entwurf stimmt materiell weitgehend mit dem in den Län- 
dern der britischen Zone geltenden Rechtszustand überein. Er be- 
deutet für die Länder der amerikanischen und französischen Zone 
eine Hemmung des Ablaufs der kurzen Fristen und eine in vielen 
Fällen bedeutende Vorverlegung des Ablaufs der langen Fristen. 

5. Im einzelnen ist zu den Vorschriften folgendes zu bemerken: 

§ 1 regelt die Vollendung der Verjährung von Ansprüchen, deren 
Verjährung durch die obenangeführten Vorschriften gehemmt war 
und infolge dieser Hemmung noch nicht vollendet ist. Er greift nicht 
ein, wenn die Verjährung trotz der Hemmung bereits eingetreten 
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war oder wenn ein Anspruch durch die angeführten Vorschriften 
nicht mehr betroffen worden ist. 

Der Grundgedanke des § 1 ist, daß die Dauer der in der zurück- 
liegenden Zeit durch die Kriegs- und Nachkriegs Vorschriften ver- 
ursachten Hemmung für die Vollendung der Verjährung des An- 
spruchs in Zukunft nicht mehr maßgebend sein soll. Ansprüche, 
die ohne diese Hemmung beim Inkrafttreten des Gesetzes oder 
bis zum 31. Dezember 1950 verjährt sein würden, sollen am Ende 
des Jahres 1950 verjähren. Dagegen sollen Ansprüche, bei denen 
schon die gesetzlidie Verjährungsfrist über diesen Zeitpunkt hin- 
ausreicht oder die aus einem anderen Grunde z. B. wegen Ein- 
greifens von Hemmungsgründen des Bürgerlichen Gesetzbuches bis 
zu diesem Zeitpunkt nicht verjährt sind, erst in dem Zeitpunkt 
verjähren, der sich aus den maßgebenden allgemeinen Vorschriften 
ergibt. Ausnahmen von § 1 ergeben sich aus §§ 2 und 3. 

Absatz 2 trifft eine Sonderregelung für die Fälle, in denen der 
Anspruch — auch hier kommen nur nach den bisherigen Vorschrif- 
ten noch nicht verjährte Ansprüche in Betracht — nach den allge- 
meinen Vorschriften schon vor dem Inkrafttreten des vorliegenden 
Gesetzes oder wenigstens schon vor dem Ende des Jahres 1950 ver- 
jährt sein würde, wenn die Hemmung der Verjährung nach den 
Kriegs- und Nachkriegs vor Schriften außer Betracht bleibt. In diesen 
Fällen kann es Vorkommen, daß in der Zeit zwischen dem gesetz- 
lichen Verjährungsablauf und dem 31. Dezember 1950 ein Grund 
zur Hemmung der Verjährung nach den Vorschriften des Bürger- 
lichen Gesetzbuches oder anderen Gesetzen eingetreten ist. 
Beispiel: 

Ein Anspruch würde nach den allgemeinen Vor- 
schriften am 31. Dezember 1946 verjährt sein. 
Gläubiger und Schuldner haben am 1. Dezember 
1948 miteinander die Ehe geschlossen. Während des 
Bestehens der Ehe wird eine laufende Verjährung 
nach § 204 BGB gehemmt. 

Ohne die Vorschrift des Absatzes 2 könnte aus dem oben er- 
wähnten Grundgedanken des Absatzes 1 der Schluß gezogen 
werden, daß die Verjährung wegen Wegfalls der Kriegs- und Nach- 
kriegshemmung auf Grund des Absatzes 1 trotz Eintritts eines 
neuen Hemmungsgrundes mit dem 31. Dezember 1950 vollendet 
wäre. Diese Folge ist offenbar umsoweniger annehmbar, je kürzer 
die Zeitspanne zwischen dem Wegfall des neuen Hemmungsgrundes 
und dem 31. Dezember 1950 ist. Die danach erforderliche Sonder- 
regelung erfolgt zweckmäßig und gerecht in der vorgeschlagenen 
Weise: Der neu eingetretene Hemmungsgrund wirkt auf die 
durch Absatz 1 bis zum Ende des Jahres 1950 erstreckte Verjäh- 
rungsfrist in der gleichen Weise ein, wie auf eine nach den allge- 
meinen Vorschriften von vornherein bis zu diesem Zeitpunkt 
laufende Verjährungsfrist (§ 205 BGB). 

Beispiel: 

Die Verjährung wird in dem vorher gegebenen Bei- 
spiel, falls der Gläubiger am 1. Dezember 1950 
stirbt, nicht schon am 31. Dezember 1950, sondern 
erst zwei Jahre nach dem Ende des Jahres 1950 — 
also Ende 1952 — vollendet, oder, falls der Gläu- 
biger am 1. Dezember 1951 stirbt, zwei Jahre und 
einen Monat nach dem Tode — also am Ende des 
Jahres 1953 — vollendet. 
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§ 2 soll die Vorschrift des § 30 der Vertragshilfeverordnung 
ersetzen, soweit diese gegenwärtig die Verjährung noch hemmt. 
Die auf die Kriegsverhältnisse zugeschnittene Fassung des § 30 der 
Vertragshilfeverordnung paßt gegenwärtig nicht mehr. Es besteht 
auch kein Bedürfnis mehr, für den gesamten durch die Vorschrift 
erfaßten Personenkreis besondere Verjährungsvorschriften beizu- 
behalten. Die nicht in ihre Heimat zurückgekehrten Großstadt- 
bewohner und fast alle Heimatvertriebenen aus den früher unter 
deutscher Verwaltung stehenden Gebieten sind nunmehr an ihren 
neuen Wohnorten seßhaft geworden. Die Verfolgung von Rechts- 
ansprüdien gegen sie ist nicht mehr so schwierig, daß ihnen die 
Einrede der Verjährung vorenthalten werden darf, wenn in gleich- 
liegenden Fällen andere Schuldner diese Einrede erheben können. 
Andererseits sind die in Betracht kommenden Personen, wenn sie 
Gläubiger sind, nunmehr auch in der Lage, ihre Ansprüche zu ver- 
folgen. Wenn es ihnen in bestimmten Fällen bisher nicht gelungen 
ist, die urkundlichen Unterlagen für ihre Ansprüche zu beschaffen, 
so ist die Aussicht, daß ihnen dies in Zukunft noch gelingen könnte, 
zu gering, als daß sie eine weitere Hemmung der Verjährung 
rechtfertigen würde. § 2 sieht daher für und gegen die bezeichneten 
Personen keine Hemmung der Verjährung vor. 

Dagegen wird eine Hemmung des Ablaufs der Verjährungs- 
fristen über die Bestimmungen des § 30 der Vertragshilfeverord- 
nung hinaus für alle Fälle angeordnet. In denen der Berechtigte 
oder der Verpflichtete sich infolge des Krieges unfreiwillig außer- 
halb Deutschlands auf hält (Absatz 1). Durch diese Bestimmung 
sollen außer der Kriegsgefangenschaft auch die Fälle der durch den 
Krieg und seine Nachwirkungen bedingten Zivilinternierung und 
der Zwangsarbeit im Ausland erfaßt werden. 

Neben diesen Fällen ist der in § 30 der Vertragshilfeverordnung 
nicht erwähnte Fall der Verschollenheit des Gläubigers oder des 
Schuldners besonders geregelt (Absatz 2). Die Bestimmung soll so- 
wohl für versdiollene Kriegsteilnehmer als auch für verschollene 
Zivilpersonen gelten, sofern die Verschollenheit im Zusammenhang 
mit Ereignissen oder Zuständen des Krieges eingetreten ist. 

Die in § 2 angeordnete Hemmung hindert es, daß die Ver- 
jährung bereits in dem § 1 bezeichneten Zeitpunkt vollendet wird. 
Sie ist irn Unterschied zu § 30 der Vertragshilfeverordnung nicht 
eine Hemmung im Sinne des § 205 BGB, sondern ebenso wie die 
in § 1 angeordnete Hemmung eine sogenannte Ablaufshemmung: 
Sie verzögert lediglich das Ende der Verjährungsfrist, hindert aber 
nicht den Lauf der Frist. 

Das Ende der Ablaufshemmung ist in Absatz 1 so bestimmt 
worden, daß der genaue Zeitpunkt der Freilassung der Gefan- 
genen nicht ermittelt zu werden braucht, sondern lediglich das 
Kalenderjahr der Rückkehr, der Rückkehr möglichkeit oder des 
Todes. Nach Ablauf dieses Kalenderjahres kann der Anspruch 
noch während eines vollen Jahres erhoben werden. Dabei soll nicht 
nach der Länge der Verjährungsfristen unterschieden werden. Le- 
diglich für Ansprüche, deren gesetzliche Verjährungsfrist sechs 
Monate oder weniger beträgt, war eine Sonderregelung notwendig 
(Absatz 3). Hier tritt an die Stelle des vollen Jahres ein halbes Jahr, 
damit die kurzen Verjährungsfristen nicht übermäßig gestreckt 
werden. In diesen Fällen muß daher festgestellt werden, in wel- 
chem Kalenderhalbjahr der Gefangene nach Deutschland zurück- 
gekehrt ist oder zurückkehren konnte oder verstorben Ist. 
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Absatz 2 legt für die Fälle der Verschollenheit das Ende der 
Ablaufshemmung nach denselben Grundsätzen fest wie in den Fäl- 
len des Absatzes 1. Hierdurch soll die Übersichtlichkeit der Rege- 
lung gefördert werden. 

§ 3 Absatz 1 Satz 1 trifft eine Sonderbestimmung für Zahlungs- 
ansprüche aus dem zwischenstaatlichen Geld- oder Kapitalverkehr. 
Die Bestimmung schließt im Wortgebrauch an die devisenrechtliche 
Gesetzgebung an, z. B. an die Verordnung über FremdwährunP:s- 
schulden vom 5. Dezember 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 1010) und das 
Gesetz zur Regelung von Kapitalfälligkeiten gegenüber dem Aus- 
land vom 27. Mai 1937 (Reichsgesetzbl. I S. 600), in denen der- 
selbe Begriff gebraucht wird, insbesondere zur Abgrenzung gegen- 
über dem zwischenstaatlichen Waren- und Dienstleistungsverkehr. 
Dabei sind als Geldverkehr die kurzfristigen, als Kapital verkehr 
die mittel- und langfristigen Geldgeschäfte gemeint. 

Die Bestimmung soll die Vollendung der Verjährung in den 
Fällen über das Ende des Jahres 1950 hinaus verschieben, in denen 
die bezeichneten Ansprüche nach § 1 Absatz 1 in diesem Zeitpunkt 
bereits verjähren würden. Die Sonderregelung wird durch die de- 
visenrechtlichen Bestimmungen (Gesetz Nr, 53) veranlaßt. Nach 
diesen Bestimmungen ist für ein Anerkenntnis und für die Erfüllung 
der in Betracht kommenden Ansprüche durch den Schuldner eine be- 
hördliche Sondergenehmigung erforderlich, die nach der gegen- 
wärtigen Währungspolitik regelmäßig nicht erteilt wird. Da somit 
die Möglichkeit ausgeschlossen ist, daß die Verjährung durch ein 
Anerkenntnis des Schuldners unterbrochen wird, müßte der Gläubi- 
ger, um die drohende Verjährung seiner Ansprüche zu verhindern, 
vor dem Ende des Jahres 1950 gegen den Schuldner eine Klage 
erheben. 

Solche Klagen sind unerwünscht, soweit sie Zahlungsansprüche 
aus dem zwischenstaatlichen Geld- oder Kapital verkehr betreffen. 
Diese Ansprüche haben gegenüber anderen den devisenrechtlichen 
Bestimmungen unterliegenden Ansprüchen die Besonderheit, daß sie 
— von seltenen Ausnahmen abgesehen — von den Schuldnern gar 
nicht bestritten werden. Die Prozeßführung, die mangels Geneh- 
migung nicht zur Erfüllung des Anspruchs führen könnte, würde 
also bei diesen Ansprüchen in der Regel nicht einmal der Klärung 
eines Streites über das Bestehen oder den Umfang des Anspruchs 
dienen, sondern lediglich zur Unterbrechung der Verjährung. Es 
erscheint nicht angebracht, daß die Gerichte mit Arbeit und die 
Schuldner mit den oft beträchtlichen Kosten der Prozesse belastet 
werden, um lediglich diesen Erfolg herbeizuführen. Derselbe Erfolg 
kann einfacher und billigen durA die in § 3 getroffene Sonder- 
bestimmung erzielt werden. Die Bestimmung liegt somit im ge- 
meinschaftlichen Interesse der Gläubiger und der Schuldner sowie 
im Interesse der Justizverwaltung. 

Die Verjährung soll um mindestens ein Jahr nach dem Zeitpunkt 
hinausgeschoben werden, in dem — durch Aufhebung der in Be- 
tracht kommenden devisenrechtlichen Bestimmungen oder durch 
Erteilung einer allgemeinen Genehmigung — das Erfordernis einer 
Sondergenehmigung wegfällt. Um Zweifel über den zeitlichen Aus- 
gangspunkt dieser Regelung auszuschließen, ist die Regelung auf 
das Ende des Kalender jahres abgestellt, das auf den Wegfall 
des Erfordernisses einer Sondergenehmigung folgt. Die Einhaltung 
der Jahresfrist erscheint geboten, da die Rechtsverfolgung vom Aus- 
land her einen größeren Zeitaufwand erfordert als die Rechtsver- 
folgung durch einen im Inland ansässigen Gläubiger. 
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Von praktischer Bedeutung ist die Hinausschiebung hauptsächlich 
für die Verjährung wechselmäßiger Ansprüche und für die Ver- 
jährung der Zins- und anderen Nebenansprüche, die von den meist 
erst später verjährenden Haupt ansprüchen abhängen, und zwar 
lediglich, soweit es sich um Ansprüche in ausländischer Währung 
handelt. Für Reidismarkverbindlichkeiten gegenüber Angehörigen 
der Vereinten Nationen ist, solange das Schicksal dieser Verbind- 
lichkeiten nicht endgültig geregelt worden ist, die in § 3 getroffene 
Sonderregelung dagegen ohne Bedeutung, weil die Verjährung in 
diesen Fällen gemäß § 202 BGB in Verbindung mit § 15 Absatz 4 
des Umstellungsgesetzes gehemmt ist, so daß hier schon § 1 Ab- 
satz 2 des vorliegenden Gesetzes eingreift. 

Entsprechend den Grundsätzen des in Deutschland geltenden 
Internationalen Privatrechts betrifft § 3 wie alle übrigen Bestim- 
mungen des vorliegenden Gesetzes, nur Ansprüche aus Rechtsver- 
hältnissen, auf welche die deutschen Gesetze anzuwenden sind. Dar- 
aus ergibt sich eine weitere Verengung des Anwendungsbereichs des 
§ 3. Denn die Rechtsverhältnisse aus dem zwischenstaatlichen Geld- 
oder Kapitalverkehr sind, wenn Zahlung in nichtdeutsdier Wäh- 
rung bedungen ist, meistens vertraglich einer fremden Rechtsord- 
nung unterstellt worden. Soweit auf das Rechtsverhältnis ausländi- 
sches Recht anzuwenden ist, bestimmt sich nach diesem Recht auch, 
ob und wann die Ansprüche verjähren. Die deutschen Verjährungs- 
vorschriften greifen dabei nidit ein. 

Absatz 1 Satz 2 soll die endgültige Bereinigung der Schuldver- 
hältnisse aus dem zwischenstaatlichen Geld- und Kapitalverkehr 
durch Lösung einer Teilfrage zu Gunsten der Gläubiger erleichtern. 
Die Bestimmung hat eine beschränkte praktische Bedeutung, weil 
wegen der Nachkriegs vorsdiriften nur in verhältnismäßig wenigen 
Fällen die Verjährung der einer dreijährigen Verjährung unter- 
liegenden Wechselansprüche und der einer vierjährigen Verjährungs- 
frist unterliegenden Zinsansprüche vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes eingetreten sein kann. Mit Rücksicht auf diese Umstände 
erscheint die hier bestimmte Abweichung von dem Grundgedanken, 
daß verjährte Ansprüche verjährt bleiben sollen, gerechtfertigt. 

Absatz 2 erstreckt die in Absatz 1 für Zahlungsansprüche aus- 
ländischer Gläubiger getroffene Regelung auf Ansprüche inländischer 
Gläubiger in nichtdeutscher Währung, soweit sie durch Weitergabe 
der diesen Gläubigern im zwischenstaatlichen Geld- oder Kapital- 
verkehr zugeflossenen Mittel im Inland entstanden sind. Hierzu 
zählen auch die Ansprüche inländischer Treuhänder ausländischer 
Gläubiger für ihre treuhänderische Tätigkeit, soweit sie gegen die 
inländischen Schuldner begründet sind. 

Da auch die Erfüllung dieser Ansprüche nur mit einer devisen- 
rechtlichen Sondergenehmigung zulässig ist, wäre es ungerecht, 
wenn diese Ansprüche schon in einem Zeitpunkt verjähren würden, 
in dem die Gläubiger als Schuldner der ausländischen Gläubiger 
den Ansprüchen der Ausländer die Einrede der Verjährung noch 
nicht entgegensetzen können. Die Abhängigkeit des rechtlidien 
Schicksals der weitergegebenen Kredite von dem der Auslands- 
kredite, die in Absatz 2 ihren Ausdruck findet, ist bereits in § 5 des 
Gesetzes zur Regelung von Kapitalfälligkeiten gegenüber dem 
Ausland vom 27. Mai 1937 berücksichtigt worden. 

§ 4 regelt den Ablauf von anderen Fristen als Verjährungsfristen 
auf dem Gebiet des bürgerlichen Rechts und der bürgerlichen 
Rechtspflege, die auf Grund von Kriegs- oder Nachkriegs Vorschrif- 
ten gehemmt waren, ebenso wie in §§ 1, 2 die Vollendung der Ver- 
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jährung geregelt ist. Die in Betracht kommenden Fristen sind in der- 
selben Weise bezeichnet wie in § 33 der Zweiten Kriegsmaß- 
nahmenverordnung. Von der entsprechenden Anwendung des § 2 
sind die Fristen ausgenommen, innerhalb derer ein Versicherungs- 
nehmer seinen Ansprudi auf die Leistungen des Versicherers ge- 
richtlich geltend zu machen hat. Diese Ausnahme entspricht dem 
§31 Absatz 2 der Vertragshilfeverordnung. 

Absatz 2 überträgt den für die Vorschrift des § 3 leitenden Ge- 
danken auf den Ablauf der Vorlegungsfristen für Zins-, Renten- 
und Gewinnanteilscheine, soweit deren Einlösung nur mit einer 
devisenrechtlichen Sondergenehmigung zulässig ist. 

§ 5 setzt die durch die Neuregelung ersetzten Vorschriften der 
Vertragshilfeverordnung und die in der britischen Zone noch gel- 
tenden Vorschriften über die Beendigung von Fristenhemmungen 
außer Kraft. § 4 der Verordnung vom 13. Januar 1949 wird da- 
durch nicht betroffen. Durch diese Vorschriften sind die in § 18 
des Gesetzes über das Erlöschen der Familienfideikommisse und 
sonstiger gebundener Vermögen vom 6. Juli 1938 (Reichsgesetzbl. I 
S. 825) bestimmten Fristen bis zum Beginn dem 1. Januar 1951 ver- 
längert worden. Diese Vorschrift muß bis zu einer abschließenden 
Regelung der darin behandelten Frage erhalten bleiben. 
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Beilage zur Begründung 


Beispiele für den untersdiicdlichen Ablauf von vierjährigen und zehn- 
jährigen Verjährungsfristen nach den geltenden landesrechtlidien Vor- 
schriften über die allgemeine Hemmung der Verjährung. 


Vierjährige Frist: 




Brit. Zone 

Bayern 

Hessen 

Baden 

Rheinl.-Pfalz 

Beginn 1. 1. 41, 

Ende 

31. 12. 50 

19. 

3. 49 

31. 12.48 

18.3. 

48 

31. 12. 47 

Beginn 1.1. 42, 

Ende 

31. 12. 50 

19. 

3. 50 

31. 12.48 

19. 3. 

49 

31. 12. 47 

Beginn 1.1.43, 

Ende 

31. 12. 50 

19. 

3. 51 

31. U.48 

19. 3. 

50 

18. 3.48 

Beginn 1.1,44, 

Ende 

31. 12. 50 

18. 

3. 52 

19. 3.49 

19, 3. 

51 

19. 3.49 




Zehnjährige 

Frist: 






Brit. Zone 

Bayern 

Hessen 

Baden 

Rheinl.-Pfalz 

Beginn 1. 1. 36, 

Ende 

31, 12. 50 

19.3. 50 

31. 12.48 

19.3.49 

31. 

12. 47 

Beginn 1. 1. 39, 

Ende 

31, 12. 50 

19. 3.53 

19. 3. 50 

18.3. 52 

19. 

3. 50 

Beginn 1.1,43, 

Ende 

31. 12.51 

19. 3. 57 

19. 3.54 

18, 3. 56 

19. 

3. 54 
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Anlage 2 


Änderungsvorschlag 

des Bundesrates 


§ 1 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Wird die Verjährung in den Fällen des Absatzes 1 nach dem 
30, Juni 1950 auf Grund anderer Vorschriften gehemmt, so wird 
sie nicht früher vollendet als sechs Monate nach Fortfall des Grundes 
dieser Hemmung. Ist die Dauer der Hemmung kürzer als sechs 
Monate, so tritt sie an die Stelle der sechs Monate."^ 

Begründung: Die Fassung des § 1 Absatz 2 der Re- 
gierungsvorlage führt zu zufälligen Ergebnissen und unter 
Umständen dazu, daß die Vollendung der Verjährung 
übermäßig lange hinausgeschoben wird. Die Neufassung 
setzt an die Stelle eine Ablaufshemmung, die diese Nach- 
teile vermeidet. Die Sechsmonatsfrist entspricht der Rege- 
lung der Ablaufshemmung in §§ 20ö, 207 BGB. 
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